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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 09.03.2020
KARIN FRICK

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

Wie vom Stéanderat im Rahmen der Rickweisung gefordert, wiederholte die SiK-SR im
Februar 2020 die Detailberatung der Vorlage zur Verstarkung des strafrechtlichen
Instrumentariums gegen Terrorismus und organisierte Kriminalitat (Genehmigung und
Umsetzung des Ubereinkommens des Europarats zur Verhiitung des Terrorismus mit
dem dazugehorigen Zusatzprotokoll) unter Einbezug eines Mitberichts der RK-SR. Im
Zuge dessen beschloss sie, an allen ihren urspringlichen Antragen festzuhalten, wobei
die Antrage der RK-SR zum Teil von Minderheiten der SiK-SR vertreten wurden.

Der Stéanderat beugte sich somit in der Frihjahrssession 2020 als Erstrat Uber den
Entwurf. Die Debatte beschrankte sich auf finf neuralgische Punkte: Erstens stand die
Frage im Raum, ob beim Strafmass zwischen der Beteiligung an einer kriminellen und
der Beteiligung an einer terroristischen Organisation unterschieden werden soll, wie es
im Entwurf des Bundesrates mit Hochststrafen von funf bzw. zehn Jahren vorgesehen
war, oder ob die Beteiligung an beiden Arten von Organisationen einheitlich mit
Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren geahndet werden soll, wie es die Mehrheit der SiK-SR
beantragte. Die Ratsmehrheit war der Ansicht, dass zwischen «gewdhnlichen»
kriminellen und terroristischen Organisationen kein grundsatzlicher Unterschied in der
Gefahrlichkeit fur die Gesellschaft bestehe und unterstutzte den Antrag der
Kommissionsmehrheit.

Zweitens entschied die Kantonskammer, dass die Unterstitzung einer solchen
Organisation in ihrer Tatigkeit generell, und nicht nur spezifisch «in ihrer
verbrecherischen  Tatigkeit», strafbar sein soll. Sie folgte damit ihrer
Kommissionsmehrheit und dem Bundesrat und lehnte den entsprechenden
Minderheitsantrag Sommaruga (sp, GE), der beim geltenden Recht bleiben wollte und
auch von der Mehrheit der RK-SR unterstitzt worden war, ab. Der Genfer Stédnderat
hatte sich besorgt gezeigt, dass humanitéare Organisationen der Unterstitzung einer
terroristischen Organisation beschuldigt werden kénnten, wenn sie humanitare Hilfe
leisteten, die vielleicht indirekt auch einer terroristischen Organisation zugutekomme.
Bundesratin Karin Keller-Sutter hatte jedoch versichert, die neutrale und unabhangige
Hilfe an die Opfer von Konflikten bleibe straflos, denn der Vorsatz zur Unterstitzung
der Organisation - in Form von Wissen und Willen - musse zur Erflllung des
Tatbestands gegeben sein.

Drittens bestatigte die Standekammer den neuen Tatbestand des Anwerbens,
Ausbildens und Reisens im Hinblick auf eine terroristische Straftat und lehnte eine
Minderheit Zopfi (gp, GL) ab, fur die die neue Bestimmung zu nah am
Gesinnungsstrafrecht lag. Die Justizministerin hatte dieses Argument nicht gelten
lassen, da nur das Anwerben, nicht aber das Sich-anwerben-lassen unter Strafe gestellt
werde, und damit eine breite Ratsmehrheit Uberzeugt.

Viertens erorterte die kleine Kammer die Méglichkeit zur vorzeitigen Ubermittlung von
Informationen und Beweismitteln an auslandische Behdrden zur Ermittlung in einem
Terrorismusverfahren, die der Bundesrat neu im Rechtshilfegesetz vorgesehen hatte.
Stédnderat Beat Rieder (cvp, VS) verlieh mit seinem Einzelantrag den Einwénden des
Anwaltsverbands Ausdruck, diese neue Regelung gleiche einem «Dammbruch» beim
Rechtsschutz im Rechtshilfeverfahren, weil die Ubermittlung von Informationen so
nicht mehr oder erst viel spater richterlich Uberprift werden kénne und somit faktisch
alleine die Staatsanwalte tGber die Gewahrung von Rechtshilfe entscheiden kénnten. Um
den Rechtsschutz besser zu garantieren, beantragte er, die vorzeitige Ubermittiung nur
zur Abwehr von schweren, unmittelbaren Gefahren fir Leib und Leben - da sei, so
raumte er ein, «schnelles Handeln angesagt» - und nicht zur Abwehr jeglicher
auslieferungsfahiger Straftaten zu erlauben. Mit 26 zu 17 Stimmen folgte die
Standekammer diesem Antrag Rieder; Bundesratin Keller-Sutter hatte vergeblich
argumentiert, dass nicht alle Terrorakte eine direkte Gefahr fir Leib und Leben
darstellten, so etwa Cyberattacken oder Angriffe auf die Infrastruktur, aber dennoch
enormen Schaden verursachen kénnten.

Flnftens bestatigte die Standeratsmehrheit den neuen Abschnitt Uber internationale
gemeinsame Ermittlungsgruppen im Rechtshilfegesetz und lehnte einen Einzelantrag
Hefti (fdp, GL) auf Streichung der entsprechenden Bestimmungen ab, nachdem die
EJPD-Vorsteherin erklart hatte, es handle sich hierbei um die Niederschrift der bereits
gangigen Praxis.

In der Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die gegenlber dem
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.06.2020
KARIN FRICK

Bundesratsentwurf in zwei Punkten verdnderte Vorlage einstimmig (bei acht
Enthaltungen) an. Stillschweigend stimmte sie auch der Abschreibung der beiden
Motionen 14.4187 zur Ratifizierung des Europaratseinkommens zur Verhltung von
Terrorismus und 15.3008 fir wirksamere Strafbestimmungen zur Verfolgung der
organisierten Kriminalitat zu. '

In der Sommersession 2020 beriet der Nationalrat als Zweitrat die Vorlage zur
Verstarkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und
organisierte Kriminalitat, die auch die Genehmigung des Europarats-Ubereinkommens
Uber die Terrorismuspravention und dessen Zusatzprotokolls beinhaltete. Wahrend die
vorberatende SiK-NR die Stossrichtung des Geschafts mehrheitlich unterstitzte, wie
deren Sprecher Mauro Tuena (svp, ZH) dem Ratsplenum bekannt gab, beantragte eine
Minderheit Schlatter (gp, ZH) die Rickweisung an den Bundesrat, weil sie eine klare
Definition von terroristischen Organisationen vermisste und diese nicht der
Rechtsprechung Uberlassen wollte. Welche Organisation terroristisch sei, sei keine
juristische, sondern eine politische Entscheidung, begriindete die Grine Nationalratin
ihren Antrag. Zudem forderte sie, dass sich die Strafrechtsverscharfung darauf
beschréanken misse, was das internationale Abkommen zwingend verlange. Votantinnen
und Votanten gegen die Rlckweisung wandten ein, es gebe keine allgemeinglltige,
globale Definition von Terrorismus, auf die man sich stitzen kénnte, und betonten das
Vertrauen in die Schweizer Justizbehdrden. So einig wie die Fraktionen der SP und der
Grlinen die Rickweisung unterstutzen, stellten sich jene der GLP, der Mitteparteien,
der FDP und der SVP dagegen, sodass der Antrag mit 127 zu 67 Stimmen deutlich
abgelehnt wurde.

In der Detailberatung wandte sich die grosse Kammer in einem ersten Block den
Anderungen im Nachrichtendienstgesetz zu und erorterte die Frage, unter welchen
Voraussetzungen der Bundesrat eine Organisation, die die innere oder &aussere
Sicherheit der Schweiz bedroht, verbieten kénnen soll. Eine Minderheit Addor (svp, VS)
blieb mit der Forderung, dass der Bundesrat dies im Sinne von mehr Sicherheit und
Souveréanitat allein entscheiden kénnen musse, erfolglos. Die Mehrheit blieb beim
Entwurf des Bundesrates, demgemaéass sich ein Verbot auf einen Verbots- oder
Sanktionsbeschluss der UNO gegen die fragliche Gruppierung stitzen muss. Diese
Bedingung sei wichtig fur die Neutralitdt der Schweiz, erlduterte Bundesratin Karin
Keller-Sutter, weil sonst andere Staaten die Schweiz politisch oder diplomatisch unter
Druck setzen kénnten, eine bestimmte Organisation zu verbieten.

Im zweiten Block widmete sich der Nationalrat den Anpassungen im Strafrecht. Der mit
sechs Minderheitsantragen meistdiskutierte Artikel 260ter StGB definiert den
Tatbestand der Beteiligung an und Unterstitzung einer kriminellen bzw. terroristischen
Organisation und legt das einschlagige Strafmass fest. Die Kommissionsmehrheit wich
mit ihrem Vorschlag insofern von der standeratlichen Fassung ab, als sie humanitare
Dienste einer unparteiischen humanitaren Organisation wie dem IKRK explizit von der
Strafbarkeit ausschliessen wollte. Dieser Vorschlag setzte sich deutlich gegen alle
Minderheitsantrage durch, sowohl jene, die diese Ausnahmebestimmung fur
humanitéare Organisationen einerseits als Uberflissig oder andererseits mit der
Nennung des IKRK als zu eng gefasst in Frage stellten, als auch jene, die den
Strafrahmen insgesamt verkleinern, den Kampf fiir Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
nicht als Terrorismus klassifizieren, die zuséatzliche Bestrafung fur weitere im Rahmen
einer Organisation begangene Straftaten explizit machen oder die Definition
terroristischer Organisationen ganz streichen wollten. Der zweite grosse Streitpunkt der
Vorlage lag im neuen Art. 260sexies StGB, der die Anwerbung und Ausbildung sowie das
Reisen im Hinblick auf eine terroristische Straftat unter Strafe stellt. Eine Minderheit
Seiler Graf (sp, ZH) wollte den ganzen Artikel streichen, weil sie diese Vorverlagerung
der Strafbarkeit als rechtsstaatlich problematisch ansah. Man befinde sich hier
«definitiv im Gesinnungsstrafrecht», urteilte die Antragstellerin. Terroristen liessen
sich  kaum  durch eine Strafandrohung abschrecken; Pravention und
Ursachenbekampfung - etwa gestitzt auf den Nationalen Aktionsplan zur Verhinderung
und Bekédmpfung von Radikalisierung und gewalttatigem Extremismus - waren an dieser
Stelle zielfihrender als repressive Massnahmen, schloss sie. Im Gegensatz dazu
bezeichnete Justizministerin Keller-Sutter den umstrittenen Artikel als «deln]
zentrale[n] Pfeiler des Europaratsiibereinkommens» und dessen Streichung als
«empfindlichle] Schwéchung des Strafrechts». Gegen die bis auf eine Ausnahme
(Philipp-Matthias Bregy, cvp/VS) geschlossen stimmenden Fraktionen der birgerlichen
Parteien sowie der Grunliberalen blieb das links-grine Lager schliesslich chancenlos.
Der dritte und letzte Block betraf die Anderungen im Rechtshilfegesetz. Auch hier
folgte der Nationalrat in allen Punkten seiner Kommissionsmehrheit und lehnte drei
Minderheitsantrdge Roth (sp, SO) hochkant ab, die internationale Rechtshilfe bei
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Steuerhinterziehung zulassen, die Voraussetzungen fir die vorzeitige Ubermittlung von
Informationen und Beweismitteln an auslandische Ermittlungsbehoérden (sog.
dynamische Rechtshilfe) erhéhen und grenziiberschreitende Ermittlungsgruppen der
Aufsichtsbehérde Uber die Bundesanwaltschaft unterstellen wollten. Bei den
Bedingungen fur die dynamische Rechtshilfe kehrte der Nationalrat diskussionslos zu
den lockereren Voraussetzungen des Bundesrats zurlick, anstatt sich der vom Standerat
beschlossenen Verscharfung anzuschliessen.

In der Gesamtabstimmung nahm die grosse Kammer die gegentuber dem Sténderat in
zwei Punkten veranderte Vorlage mit 127 zu 54 Stimmen bei 13 Enthaltungen an. Die
Fraktionen der SP und der Grlinen machten damit ihre bereits in der Eintretensdebatte
geausserte Drohung wahr, dem Entwurf ihre Zustimmung zu verweigern, sollten die
Tatbestande des Anwerbens, Ausbildens und Reisens im Hinblick auf einen Terrorakt im
Strafgesetzbuch festgeschrieben werden. Stillschweigend schrieb der Nationalrat
zudem die beiden Motionen 14.4187 fir die Ratifizierung des Europaratseinkommens
zur Terrorismusverhdtung und 15.3008 flr wirksamere Strafbestimmungen zur
Verfolgung der organisierten Kriminalitat ab. 2

Nachdem beide Réate den Bundesbeschluss Uber die Genehmigung und Umsetzung des
Europarats-Ubereinkommens zur Terrorismusverhitung und des dazugehorigen
Zusatzprotokolls sowie Uber die Verstarkung des strafrechtlichen Instrumentariums
gegen Terrorismus und organisierte Kriminalitdt einmal beraten hatten, wies die
Vorlage noch zwei inhaltliche Differenzen auf. Die erste betraf die explizite Ausnahme
der Tatigkeit humanitarer Organisationen aus dem Straftatbestand der organisierten
Kriminalitat, die zweite die Voraussetzungen flr die dynamische Rechtshilfe.

Der Standerat behielt in der Herbstsession 2020 zunachst beide Differenzen bei, wobei
er dem Nationalrat in der Frage der Ausnahme fur humanitare Organisationen ein Stlick
weit entgegenkam. Die Ratsmehrheit gewichtete die Gefahr der Kriminalisierung von
humanitaren Aktionen héher als jene, dass die Unterstitzung einer kriminellen oder
terroristischen Organisation als humanitare Hilfe getarnt werden kénnte und folgte mit
23 zu 17 Stimmen bei einer Enthaltung einer Minderheit Juillard (cvp, JU), die das
Anliegen des Nationalrats aufnahm, aber neu formulierte und das IKRK nicht mehr
explizit nannte. Die vorzeitige Ubermittlung von Informationen und Beweismitteln an
auslandische Ermittlungsbehdrden (sogenannte dynamische Rechtshilfe) wollte die
Standekammer im Gegensatz zum Nationalrat aber nicht generell, wenn die
ausléandischen Ermittlungen sonst unverhéltnisméssig erschwert wirden, sondern nur
zur Abwendung schwerer und unmittelbarer Gefahr fur Leib und Leben sowie nur nach
schriftlicher Verpflichtung der auslandischen Behérden, sich an die Einschrankungen
zur Verwendung der Ubermittelten Informationen zu halten, erlauben. Damit liess der
Standerat seine Kommissionsmehrheit mit 23 zu 19 Stimmen und einer Enthaltung auch
hier im Regen stehen und hielt an seinem letzten Beschluss fest, wie es eine Minderheit
Zopfi (gp, GL) beantragt hatte.

Der Nationalrat konnte mit der Version des Stéanderates indes wenig anfangen und
entschied mit 111 zu 75 Stimmen bei 9 Enthaltungen, an seiner Ausnahmenorm fur
humanitéare Organisationen, die das IKRK beispielhaft erwahnt, festzuhalten.
Bundesratin Karin Keller-Sutter hatte sich abermals fir die ganzliche Streichung der
Bestimmung ausgesprochen und gewarnt, die explizite Ausnahme humanitarer
Organisationen konnte ungewollt zur Straflosigkeit fihren - etwa wenn ein Fahrer einer
humanitaren Organisation nicht nur Personen transportiere, sondern auch Waffen flr
eine Konfliktpartei schmuggle -, blieb damit jedoch Ruferin in der Wuste. Allerdings
bewegte sich die grosse Kammer bei der zweiten Differenz etwas auf ihre
Schwesterkammer zu, indem sie die dynamische Rechtshilfe auf Félle von organisierter
Kriminalitdat oder Terrorismus beschrankte. Die darlber hinausgehenden
Einschrankungen des Sténderates waren indes gar nicht zur Diskussion gestanden; der
Kompromissvorschlag der Kommissionsmehrheit setzte sich mit 140 zu 55 Stimmen
gegen eine Minderheit Addor (svp, VS) durch, die beim Entwurf des Bundesrats bleiben
wollte. Justizministerin Keller-Sutter erklarte ihre Unterstutzung fur die Mehrheit «im
Sinne der Differenzbereinigung», bedauerte aber, dass die dynamische Rechtshilfe
damit in wichtigen Kriminalitatsfeldern wie Drogenhandel, Geldwéscherei und bei
Sexualdelikten ausgeschlossen sei.

Da sich die beiden Réte nun in beiden Streitpunkten einen Schritt ndher gekommen
waren, unterstutzte die SiK-SR die vorliegende «Einigungsversion», wie
Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) erklarte. Sie beantragte ihrem Rat, beide
Differenzen auszurdumen, was dieser dann auch stillschweigend tat. In den
Schlussabstimmungen wurde der Bundesbeschluss vom Nationalrat mit 128 zu 34
Stimmen bei 34 Enthaltungen und vom Standerat mit 37 zu 5 Stimmen bei 2
Enthaltungen angenommen. Die Fraktionen der SP und der Griinen vertraten damit

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



MOTION

DATUM: 30.10.2020
KARIN FRICK
MOTION

DATUM: 19.03.2019
KARIN FRICK
MOTION

DATUM: 19.03.2019
KARIN FRICK

auch hier konsequent ihren bereits in der Eintretensdebatte gedusserten Standpunkt,
fur die Einfuhrung des Gesinnungsstrafrechts, die ihrer Ansicht nach mit dem Verbot
des Anwerbens, Ausbildens und Reisens im Hinblick auf eine terroristische Straftat
erfolge, nicht Hand zu bieten. *

Mittels Motion forderte die SVP-Fraktion die EinfUhrung einer Sicherheitshaft fiir
Dschihad-Riickkehrer und -Riickkehrerinnen. Personen, die im Verdacht stehen, eine
verbotene Organisation nach Art. 74 NDG unterstitzt zu haben, sollten bei ihrer
Einreise in die Schweiz bis zum Abschluss der entsprechenden Verfahren in Haft
genommen werden, ausser von der Person gehe erwiesenermassen keine Gefahr fir die
offentliche Sicherheit aus, so das Ansinnen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung
der Motion, weil eine Praventivhaft fur Geféhrder und Geféhrderinnen EMRK-widrig
ware; diese Massnahme habe das Parlament aus diesem Grund bei den Beratungen der
PMT-Vorlage schliesslich verworfen, so Justizministerin Karin Keller-Sutter. In der
Sondersession im Oktober 2020 nahm der Nationalrat den Vorstoss dennoch mit 96 zu
79 Stimmen bei einer Enthaltung an. *

Grundrechte

Mit 27 zu 13 Stimmen bei einer Enthaltung lehnte der Standerat im Frihjahr 2019 die
Motion Fassler (cvp, Al) fir die Wiedereinflihrung einer Bewilligungspflicht fiir
ausléandische Redner an politischen Veranstaltungen ab. Nach einer lebhaften Debatte
zeigte sich offenbar die Ratsmehrheit von den Argumenten des Bundesrates und der
Mehrheit der SPK-SR, die beide die Ablehnung der Motion beantragt hatten, Gberzeugt:
Die  Verhéaltnismassigkeit einer solchen Massnahme in Bezug auf die
Meinungsausserungsfreiheit sei dusserst zweifelhaft, durch digitale Medien kénne das
Verbot leicht umgangen werden und die Schweizer Behdrden verflgten tber andere,
wirksame Instrumente, um eine Gefahrdung der O&ffentlichen Sicherheit durch
auslandische politische Rednerinnen und Redner zu verhindern. Bundesratin Karin
Keller-Sutter erachtete in ihren Ausfuhrungen die WiedereinfUhrung der
Bewilligungspflicht «in einem liberalen Rechtsstaat [...] und in einer Gesellschaft wie
der Schweiz, die [...] von sich aus [...] féhig ist, radikalen oder extremistischen
Tendenzen zu widerstehen» als unnoétig und problematisch, da der Weg zur
Gesinnungsprufung dann nicht mehr weit sei. °

Innere Sicherheit

Anders als zuvor der Nationalrat war die SPK-SR mehrheitlich (6 zu 4 Stimmen, 2
Enthaltungen) der Ansicht, das Non-Refoulement-Prinzip sei ein fester Bestandteil der
Bundesverfassung und schutze selbst verurteilte Terroristinnen und Terroristen zu
Recht vor der Ausschaffung in ein Land, wo ihnen Folter oder die Todesstrafe droht.
Demzufolge beantragte sie die Motion Regazzi (cvp, Tl), die die Ausweisung von
Dschihadistinnen und Dschihadisten in Folterstaaten ermdglichen sollte, ohne
Gegenantrag zur Ablehnung. Dem Stadnderatsplenum wurde in der Frihjahrssession
2019 dann jedoch ein Einzelantrag Minder (parteilos, SH) auf Annahme der Motion
vorgelegt. Der parteilose Antragsteller argumentierte, das zwingende Vélkerrecht greife
hier nicht, sei gar «flur jeden Rechtsstaat absurd und total unbefriedigend», denn
«diese Nichtrickkehrer, diese Dschihadisten, diese Geféhrder» kosteten den Staat
«Millionen von Franken» und verursachten «in den Kantonen, beim Bund und in der
Bevdlkerung Frust und Unverstdndnis». Nicht zuletzt nahm er damit Bezug auf die flnf
wegen Terrorismus verurteilten Iraker der «Schaffhauser IS-Zelle», die nach verbusster
Strafe nicht in den Irak ausgeschafft werden kénnen, da ihnen dort mutmasslich Folter
droht. FDP-Stdnderat Andrea Caroni (AR) entgegnete mit einem Pladoyer fir den
Rechtsstaat, in dem er seine Ratskolleginnen und -kollegen dazu aufrief, sich nicht fir
Folter herzugeben und nicht das «innere Heiligtum» des Rechtsstaats preiszugeben.
Die Schweiz solle ihre «hdchsten Werte [...] nicht im blinden Eifer gegen die blinden
Eiferer zerstéren, damit wir nicht eines Tages werden wie sie». Uberdies sei der Fokus
der Motion auf Dschihadistinnen und Dschihadisten - «das Feindbild du jour» -
unverstandlich, denn Massenmord und Terrorismus seien nicht an eine Religion
gebunden. Gegen den Vorstoss argumentierte ebenso Justizministerin Karin Keller-
Sutter: Das menschenrechtliche Rickschiebungsverbot kénne als Teil des zwingenden
Vélkerrechts nicht einfach umgangen werden. Zuséatzlich wies sie auf die laufenden
Arbeiten zum Bundesgesetz Uber polizeiliche Massnahmen zur Bekdmpfung von
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Terrorismus hin und erlauterte, es sei nicht ganz einfach, geforderte Massnahmen wie
beispielsweise die geschitzte Unterbringung von Gefahrderinnen und Gefahrdern
grundrechtskonform umzusetzen. Doch damit biss sie - wie im Nationalrat schon ihre
Vorgangerin - letztlich auf Granit. Mit 22 zu 18 Stimmen bei einer Enthaltung nahm die
kleine Kammer die Motion an. Auch wenn man das zwingende Vdlkerrecht nicht
brechen kénne, so musse doch etwas getan werden, war in etwa der Grundtenor des
Entscheids.

Das fur eine Motion ungewdhnlich grosse Medienecho widerspiegelte ebenfalls die
Umstrittenheit des Entscheids. Angesichts der Kritik, die Motion stelle den Rechtsstaat
infrage, verteidigten die Befurworter - allen voran Motionar Fabio Regazzi - ihren
Standpunkt, verurteilte Terroristen mussten sich nicht auf die Menschenrechte berufen
kédnnen und «man misse die Sorgen der Bevdlkerung ernst nehmen» (NZZ).
Demgegenliber sprach Gegner und FDP-Nationalrat Kurt Fluri (SO) gegentber der NZZ
von «Hysterie» und «Populismus». Die Menschenrechtsorganisation Amnesty
International Schweiz bezeichnete den Gesetzgebungsauftrag als «inakzeptabel». Als
Element des zwingenden Volkerrechts kénne das Non-Refoulement-Prinzip in einem
Rechtsstaat keinesfalls, auch nicht unter dem Deckmantel der inneren Sicherheit,
derogiert werden. Wie der Bundesrat den verbindlichen Auftrag umsetzen will, war
zunachst noch unklar; geméass NZZ wolle das Justizdepartement «die Sache nun
genauer analysieren». ¢

Kurz nachdem das Referendum gegen die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie offiziell
zustande gekommen war, gab die Schweizerische Offiziersgesellschaft (SOG) - wohl
nicht vollends beabsichtigt - sowohl fur die Gegner- als auch fur die Beflirworterseite
den Startschuss zum Abstimmungskampf. An der Prasidentenkonferenz Ende Januar
2019 sprachen sich Uber dreissig anwesende Sektionen einstimmig gegen die
Verscharfung des Waffenrechts aus und bewilligten darlber hinaus einen finanziellen
Beitrag an das Referendumskomitee. Darin Einsitz nehmen wollte die SOG jedoch nicht,
wie im entsprechenden Positionspapier zu lesen war, in dem sie ihre Nein-Position
damit begriindete, dass die Ubernahme der EU-Waffenrichtlinie das «liberale, dem
Milizwesen verpflichtete Schweizer Waffenrecht» unnétig einschrénke. Die
Verscharfung treffe nicht den geféhrlichen Handel mit illegalen Waffen, sondern die
legalen Waffenbesitzerinnen und -besitzer und sei daher <«keine nachhaltige
Massnahme gegen die terroristische Bedrohung in der Schweiz». Die NZZ bezeichnete
den Positionsbezug der SOG als wichtigen Erfolg fur die Gegnerschaft des neuen
Waffenrechts, insbesondere fur die Schitzenverbande, die im Referendumskomitee
federfihrend waren. Bei Sicherheitspolitikerinnen und -Politikern der burgerlichen
Mitte kam die SOG damit jedoch schlecht an: Der Urner FDP-Standerat Josef Dittli
zeigte sich gegenuber der NZZ «enttauscht» von den Offizieren, denen wohl «der
Stellenwert von Schengen nicht bewusst» sei. Die Luzerner CVP-Nationalratin Ida
Glanzmann-Hunkeler bedauerte an gleicher Stelle, dass die Offiziere «ins Boot der
SVP» stiegen und sich fur deren Kampf gegen Schengen einspannen liessen. In den
Tagen darauf traten einige SOG-Mitglieder um die beiden GLP-Politiker Pascal Vuichard
(GL) und Roland Fischer (LU) aus dem Schatten und verkiindeten 6ffentlich, mit dem
Positionsbezug der SOG nicht einverstanden zu sein. Vuichard ausserte Bedenken, die
SOG verspiele mit diesem Statement ihre Glaubwurdigkeit, da die Armee von den
Anderungen gar nicht betroffen sei. Das von den GLP-Offizieren gegriindete Ja-
Komitee setzte eine «Lawine der Kritik» (Tribune de Geneve) an der SOG in Gang und
erhielt auch parteilibergreifend weiteren Zulauf - so beispielsweise von FDP-Stéanderat
und Oberst im Generalstab Josef Dittli. Der «Krach der Offiziere» (BaZ) griindete darin,
dass fur die Ja-Komiteeangehorigen ein gutes Verhaltnis zu Europa flur die Schweiz aus
sicherheitspolitischer Sicht absolut notwendig sei, weshalb die Schengen/Dublin-
Mitgliedschaft nicht gefdhrdet werden diirfe, zumal die Anderung des Waffenrechts
«sehr umsichtig und pragmatisch» erfolge. Dass sich auch Armeechef Philippe Rebord
hinter das neue Waffenrecht stellte, befeuerte die Debatte zusatzlich. SOG-Prasident
Stefan Holenstein gab derweil gegenuber der Presse zu Protokoll, das Waffenrecht sei
«kein Kernthema» der SOG und der Entscheid sei «keine Abstimmungsparole»,
sondern «eine Position als Ergebnis der internen Beratungen».

Mitte Februar lancierte Bundesratin  Karin  Keller-Sutter anlésslich  einer
Medienkonferenz den Abstimmungskampf offiziell. Mit dem Slogan «Niemand wird
entwaffnet» platzierte sie das Hauptargument des Bundesrates landesweit prominent
in den Schlagzeilen: Die Anderungen am Waffenrecht seien nur geringfligig und die
Schiesstradition in der Schweiz bleibe erhalten. Die Gesetzesanderung rechtfertige es
somit nicht, die Schengen-Mitgliedschaft der Schweiz aufs Spiel zu setzen; die Kosten
der Beendigung der Schengen-Zusammenarbeit seien schlicht zu hoch - und zwar
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sowohl in Form von zusatzlichen Staatsausgaben als auch in Form von
Sicherheitsverlust. Das SIS werde von Schweizer Sicherheitsbehérden 300'000 Mal
taglich abgefragt und habe wahrend zehn Jahren im Schnitt zu einer Verhaftung téglich
verholfen; «ohne Schengen waren wir bildlich gesprochen blind», wdirdigte der
stellvertretende Fedpol-Direktor René Buhler den Beitrag des Schengener Abkommens
an die Sicherheit der Schweiz. Hinzu kamen gemaéass der Justizministerin
volkswirtschaftliche Kosten von mehreren Milliarden Franken pro Jahr - einerseits im
Tourismussektor, weil die Schweiz nicht mehr mit dem Schengen-Visum bereist werden
kénnte, andererseits im Asylbereich, da die Schweiz nach Wegfall des mit Schengen
verkntpften Dublin-Abkommens Asylbewerberinnen und -bewerber nicht mehr
abweisen kénnte, wenn sie bereits in einem anderen Schengen-Staat Asyl beantragt
haben. Wie die Gegnerschaft des neuen Waffenrechts darauf zu hoffen, dass dieser Fall
nicht eintrete, sei riskant, denn der Ausschluss der Schweiz aus Schengen/Dublin
erfolge bei Verweigerung der Rechtslibernahme automatisch, es sei denn, der
Gemischte Ausschuss, in dem die 28 EU-Staaten und die Schweiz vertreten sind, einigte
sich innerhalb von 90 Tagen einstimmig auf einen weiteren gemeinsamen Weg. Eine
solche Einigung hielt Keller-Sutter jedoch fur unwahrscheinlich, da sich die EU zurzeit
nicht in «Kompromisslaune» (St. Galler Tagblatt) befinde. Das gegnerische Argument,
die Verscharfung des Waffenrechts trage nichts zur Terrorismusbekampfung bei,
konterte die Bundesratin damit, die Richtlinie beabsichtige in erster Linie, den illegalen
Waffenhandel zu erschweren und die Bevdlkerung vor Waffenmissbrauch zu schitzen,
sie sei aber «kein Pakt zur Terrorbekdmpfung».

Mit ihren Erlauterungen an der Medienkonferenz erntete die Justizministerin wiederum
heftige Kritik aus den Reihen des Referendumskomitees. So kreideten ihr die Gegner
an, der Bundesrat habe eine Kehrtwende vollzogen, indem er die Waffenrichtlinie
explizit nicht mehr in Zusammenhang mit Terrorismusbekémpfung bringe, sondern nur
noch von der Bekdmpfung illegalen Waffenhandels und Waffenmissbrauchs spreche.
Weiter bezichtigten sie verschiedene Exponenten der Gegnerschaft mehr oder weniger
direkt der Irrefihrung und der Falschinformation. Sie stérten sich vor allem daran, dass
rund 80 Prozent der im Schiesssport verwendeten Waffen neu verboten wirden, und
auf etwas Verbotenes bestehe kein Rechtsanspruch; daran éandere auch die
vorgesehene Ausnahmebewilligung nichts. Zudem flrchteten sie sich vor zukinftigen
weiteren Verscharfungen des Waffenrechts; da die EU-Richtlinie alle funf Jahre
Uberprift werden solle, seien weitere Verscharfungen vorprogrammiert. Die Debatte
um die Kosten des angeblich drohenden Schengen-Ausschlusses sei nur ein
«Ablenkungsmandver», zitierte die «Sldostschweiz» den Walliser SVP-Nationalrat und
ProTell-Interimspréasidenten Jean-Luc Addor; die EU habe Uberhaupt kein Interesse
daran, die Abkommen zu kiindigen, weil sie davon mindestens so viel profitiere wie die
Schweiz und die Schweiz ja bereits ein effizientes Waffenrecht besitze. In Wahrheit sei
die Reform ein «trojanisches Pferd», mit dem die EU in Zukunft alle halbautomatischen
Waffen verbieten kdnne, so Addor gegenlber der «Tribune de Geneve». Anders als der
Bundesrat den Leuten weismachen wolle, seien die Anderungen fir die Schiitzen
Uberhaupt nicht zumutbar, stellte auch IGS-Président Luca Filippini in der Presse klar
und betonte einmal mehr, die Annahme der Waffenrichtlinie ware «das Ende des
Schiessens als Volkssport», ja sogar «der Beginn vom Ende unseres Rechtsstaates».

So klar, wie es auf den ersten Blick den Anschein erwecken mag, waren die Fronten
jedoch nicht. Wie bei den Offizieren ausserten sich auch bei den Schitzen nach und
nach kritische Stimmen zur Haltung des nationalen Verbandes. Wéahrend diverse
kantonale Schutzenverbande an ihren Versammlungen finanziell und ideologisch zum
Kampf gegen das «Entwaffnungsdiktat» aus Brussel, von dem sie sich existenziell
bedroht sahen, rusteten, beschloss etwa der Schaffhauser Kantonalschutzenverband
Stimmfreigabe, da die neuen Bestimmungen laut Prasident Pascal Herren «den
Schiesssport nicht beeintrachtigen» wirden. Auch der Prasident der Ausserrhoder
Schitzen, Bruno Preisig, gab in der Aargauer Zeitung zu Protokoll, er habe «kein
Problem mit den neuen Regelungen>», im Gegenteil: «Es ware kllger gewesen, das Geld
in die Nachwuchsforderung, statt in eine grosse Nein-Kampagne zu investieren.» Fur
ein Ja zum neuen Waffenrecht setzten sich hingegen geschlossen die grossen
Wirtschaftsverbédnde Economiesuisse, Hotelleriesuisse und der Gewerbeverband sowie
kantonale Handelskammern ein. Auf Druck der Tourismusbranche hatte sich der
Gewerbeverband Ende Januar zur Ja-Parole durchgerungen, obwohl der von SVP-
Nationalrat Jean-Francois Rime (FR) présidierte Verband die Vorlage vor Jahresfrist
noch als unverhaltnismassig abgelehnt hatte, wie das St. Galler Tagblatt berichtete.
Bedeutend fur die Wirtschaft seien geméss der NZZ vor allem die Folgen eines Neins:
Die Verbande beflrchteten zuséatzliche Kosten flir das Asylwesen und die innere
Sicherheit, hohere Staukosten im  grenzlberschreitenden Verkehr infolge
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wiedereingefuhrter Grenzkontrollen sowie einen Ruckgang der Tourismus-Nachfrage
aufgrund des wegfallenden Schengen-Visums. Anlasslich ihrer Delegiertenversammlung
schloss sich Ende Marz schliesslich noch die SVP, die sich im Abstimmungskampf
bisher zurtickgehalten hatte, offiziell dem Nein-Lager an. Der Berner SVP-Nationalrat
Werner Salzmann begrindete die Zuruckhaltung seiner Partei gegenuber der NZZ
damit, dass man sich in einem Wahljahr befinde und somit «nicht beliebig Geld zur
Verfugung [habel, um die Kampagnen von Verbadnden zu unterstitzen». Hinter
vorgehaltener Hand sei man in Schitzenkreisen jedoch sogar froh um die Zurtckhaltung
der SVP, so die NZZ weiter, da ein klares Verstandnis des Referendums als Angriff auf
Schengen/Dublin wohl eher der Beflirworterseite zum Vorteil gereicht hatte. Alle
anderen grosseren nationalen Parteien gaben indes die Ja-Parole aus.

Anfang April zeugten erste Umfrageergebnisse von einer bereits starken
Meinungsbildung an den beiden politischen Polen. Insgesamt hatten 53 Prozent der
Befragten angegeben, (eher) fir die Verscharfung des Waffenrechts stimmen zu wollen,
46 Prozent (eher) dagegen. In den Anhéngerschaften der beiden grossen Polparteien
sprachen sich je Uber drei Viertel klar daftir (SP) bzw. klar dagegen (SVP) aus. Bei den
Mitte-Parteien betrug die Zustimmung hingegen trotz Ja-Parolen nur gerade 50 (FDP)
bzw. 47 Prozent (CVP). Die Abstimmung werde somit in der Mitte entschieden, so die
Experteneinschatzung. Das Uberparteiliche Ja-Komitee interpretierte den &usserst
knappen Vorsprung als «Weckruf» (Tages-Anzeiger), die Stimmbevolkerung noch klarer
von der Wichtigkeit von Schengen/Dublin lberzeugen zu missen. Dies schien der
Beflrworterschaft zunehmend zu gelingen, konnte das Ja-Lager in den folgenden
Umfragen doch entscheidend zulegen. Zwei Wochen vor dem Abstimmungstermin
verbuchte es mit einer Zustimmung von rund 60 Prozent einen komfortablen
Vorsprung. Die Sympathisantinnen und Sympathisanten aller grosser Parteien ausser
der SVP stellten sich mit klarer Mehrheit hinter die Vorlage, Frauen stéarker als Ménner
und stadtische Gebiete starker als landliche Regionen. Der Verbleib der Schweiz im
Schengen-Raum zeichnete sich hingegen klar als das schlagende Argument der Debatte
ab.

Insgesamt bot der Abstimmungskampf Uber die lange Zeitdauer wenig Abwechslung,
verlief aber zugleich dusserst emotional. Vor allem auf der Gegnerseite war eine grosse
Wut spurbar, sowohl Uber die vermeintliche Entwaffnung der Schweizer Blrgerinnen
und Blrger als auch Uber die Fremdbestimmung aus Brissel. Das Antasten des Rechts
auf eine private Waffe wurde als Angriff auf die Identitat des Schweizervolkes gesehen.
Dagegen bot Bundesratin Karin Keller-Sutter den Gegnern wenig Angriffsflache,
argumentierte sachlich und vornehm zurlckhaltend, wie der Tages-Anzeiger den
Auftritt der Justizministerin in der SRF-«Arena» Mitte April beurteilte. Indem sich die
Beflrworterseite hauptsachlich auf das Schengen-Argument beschrankte, wurden
allerdings von beiden Seiten die immergleichen Argumente bis zum Abstimmungstermin
schon fast gebetsmihlenartig wiederholt. ’

Nach einem langen und emotionalen Abstimmungskampf nahm die Schweizer
Stimmbevélkerung am 19. Mai 2019 die Ubernahme der geénderten EU-Waffenrichtlinie
mit 63.7 Prozent Ja-Stimmen deutlich an. Die Stimmbeteiligung lag bei 43.9 Prozent.
Ausser im Tessin (45.5% Ja) Uberwog die Zustimmung in allen Kantonen. Am héchsten
fiel sie in Basel-Stadt mit 75 Prozent Ja-Stimmen aus, gefolgt von den drei
Westschweizer Kantonen Genf, Neuenburg und Waadt sowie dem Kanton Zirich mit
jeweils Uber 70 Prozent. Gesamtschweizerisch zeigte sich ein klarer Stadt-Land- oder
Zentrum-Peripherie-Graben, wobei die Zustimmung in den stadtischen Zentren am
héchsten und - nebst dem Tessin - in den landlichen Regionen wie dem Berner
Oberland, der Innerschweiz und den Bundner Stdtélern am niedrigsten ausfiel.
Vertreterinnen und Vertreter der Beflrworterseite werteten das Ergebnis in der Presse
als positives Signal flr die Beziehungen der Schweiz zur EU und blickten zuversichtlich
in Richtung der anstehenden europapolitischen Entscheidungen Uber die
Begrenzungsinitiative sowie Uber das institutionelle Rahmenabkommen mit der EU.
Demgegenulber sah das unterlegene Nein-Lager im Resultat kein Ja zu Europa, sondern
schopfte daraus neuen Elan flir den Kampf gegen die Personenfreizlgigkeit und das
Rahmenabkommen. «Solche angstgetriebenen Abstimmungsergebnisse waren kunftig
die Regel, falls der Bundesrat das Rahmenabkommen mit der EU unterschreibt»,
zitierte beispielsweise die Aargauer Zeitung eine Mitteilung der SVP. Die Gesellschaft
fur ein freiheitliches Waffenrecht ProTell, die an vorderster Front gegen die
Anderungen im Waffenrecht gekampft hatte, liess derweil verlauten, man werde die
Umsetzung der EU-Waffenrichtlinie nun sehr genau Uberwachen und den Bundesrat an
seinen Versprechungen messen, die er im Abstimmungskampf gemacht habe.
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Der Ausgang der Abstimmung wurde sowohl von der Beflrworter- als auch von der
Gegnerseite zu einem grossen Teil der neuen Justizministerin Karin Keller-Sutter
zugeschrieben. Sie habe mit ihrer Glaubwdrdigkeit als ehemalige Polizeidirektorin eines
Grenzkantons die Unentschlossenen Uberzeugt, lobte sie etwa der Waadtlander FDP-
Nationalrat Laurent Wehrli in der «Tribune de Geneve». Auch der Walliser SVP-
Nationalrat und Interimsprasident von ProTell Jean-Luc Addor bezeichnete die
Ubernahme des EJPD durch Karin Keller-Sutter gegeniiber der gleichen Zeitung als
«Schlisselmoment» in der Kampagne, weil die St. Gallerin - im Gegensatz zu ihrer
Vorgangerin und «historischen Waffengegnerin» Simonetta Sommaruga - im Dossier als
glaubwurdig wahrgenommen worden sei. Die neue Bundesréatin bestand ihre Feuertaufe
vor dem Stimmvolk offensichtlich mit Bravour.

Abstimmung vom 19. Mai 2019

Beteiligung: 43.9%
Ja: 1'601'880 (63.7%)
Nein: 854'274 (36.3%)

Parolen:

- Ja: BDP, CVP, EVP, FDP (Jungfreisinnige: 3*), GLP, GP, KVP, SP; KdK, Economiesuisse,
SAV, SGV, SGB, Travail.Suisse, Gastrosuisse, Hotelleriesuisse, SBLV

- Nein: EDU, FP, SD, SVP; IGS, SOG, Schweizerischer Unteroffiziersverband, Jagd
Schweiz, ProTell, SBV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ®

Im Méarz 2019 fand die 7. Cyber-Landsgemeinde des Sicherheitsverbundes Schweiz
statt. Im Zentrum der Veranstaltung und des Interesses stand die im April des Vorjahres
vom Bundesrat verabschiedete zweite Nationale Strategie zum Schutz vor Cyberrisiken
(NCS). Auf dem Programm der Konferenz stand eine Reihe von Themen aus der
Umsetzungsagenda, beispielsweise die Risikoanalyse zur Verbesserung der IKT-Resilienz
oder die Ausgestaltung einer Ubergreifenden Austauschplattform zu aktuellen
Bedrohungen aus dem Cyber-Raum. Die institutionalisierte Einbindung der Kantone in
die Organisationsstruktur fir Cyber-Sicherheit auf Stufe Bund stellte gar eines der
Kernthemen dar, mit denen sich der SVS Uber die vergangenen Jahre beschaftigt hatte.

Im Mai stand ferner die vierte Konferenz des Sicherheitsverbundes Schweiz an. Der
Fokus des Zusammentreffens verschiedener Akteure lag auf der Zusammenarbeit
zwischen staatlichen Sicherheitsorganen und privaten Unternehmen. Mit Verweis auf
die bisherigen Erfahrungen wurde festgehalten, dass auch staatliche Sicherheitsakteure
auf private Dienstleister zurlckgreifen. Diese hatten die Kapazitaten, um die staatlichen
Organe zu erganzen, wurde betont. In Anwesenheit von Bundesratin Karin Keller-Sutter
konnten die Kantone Erfahrungen austauschen, aber auch ihre Vorstellungen dussern.
So pochte Regierungsrat Norman Gobbi (Tl, lega) auf eine flexible Gesetzgebung, die
dem Subsidiaritatsprinzip gerecht werde und den Kantonen in den betreffenden
Feldern ihre Kompetenzen Uberlasst. ?

Die Terrorismusbekédmpfung umfasse, flihrte Stédnderat Daniel Jositsch (sp, ZH) als
Berichterstatter der SiK-SR in der Wintersession 2019 vor dem Ratsplenum aus, die drei
Elemente des Nachrichtendiensts, der strafrechtlichen Instrumente und der
polizeilichen Instrumente. Da der Stédnderat die Vorlage zur Verstérkung des
strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus gerade eben an die Kommission
zurlickgewiesen habe, misse man das mit jener Uber die polizeilichen Massnahmen zur
Terrorismusbekampfung (PMT) wohl auch tun, weil «die beiden Vorlagen eine
Gesamtheit» bildeten, folgerte Jositsch. Der entsprechende Antrag auf Riickweisung
mit dem Ziel, die beiden Vorlagen dann gemeinsam behandeln zu kénnen, stammte von
Stédnderat Roberto Zanetti (sp, SO) und wurde von der Mehrheit der Kantonskammer mit
34 zu 10 Stimmen unterstutzt.

Um Uberhaupt Uber die Ruckweisung befinden zu kénnen, hatte der Rat aber zuerst auf
das Geschéaft eintreten mussen. In der Eintretensdebatte hatte Stédnderat Thomas
Minder (parteilos, SH) deutliche Worte fir das seiner Meinung nach zu lasche
«Kuschelgesetz» gefunden. Obwohl er «von diesen praventiven Soft-Massnahmen nicht
begeistert» sei, seien sie immerhin «besser als gar nichts», hatte er seine Absicht
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begriindet, dennoch einzutreten. Sowohl Kommissionssprecher Jositsch als auch
Bundesratin Karin Keller-Sutter hatten der Kritik entgegengesetzt, man habe die
innerhalb der Grenzen des Rechtsstaats gelegenen Moglichkeiten ausgeschépft. Die von
Minder geforderte Praventivhaft fur terroristische Geféhrderinnen und Gefahrder
bedeute letztlich, Personen aufgrund ihrer Gesinnung zu inhaftieren. «Man muss sich
immer Uberlegen, wie es ware, wenn ein solches Instrument in den Handen des
politischen Gegners ware. Das mochte ich mir also nicht unbedingt vorstellen missen»,
so die Justizministerin. ©

Nachdem die SiK-SR das Bundesgesetz iiber polizeiliche Massnahmen zur
Terrorismusbekampfung (PMT) unter Berlcksichtigung eines Mitberichts der RK-SR
erneut beraten, ihren Standpunkt aber nur minimal angepasst hatte, widmete sich in
der Fruhjahrssession 2020 der Stadnderat als Erstrat dem Geschaft. Wie
Kommissionssprecher Daniel Jositsch (sp, ZH) einleitend anmerkte, habe die
sicherheitspolitische Kommission weitgehend das Konzept des Bundesrates
Ubernommen. Die beiden Streitpunkte der Vorlage waren der Hausarrest und die
Altersgrenze fur die Massnahmen.

Beim Hausarrest, der als ultima ratio dienen soll, wenn andere, mildere praventiv-
polizeiliche Massnahmen wie ein Kontakt- oder Rayonverbot nicht gewirkt haben, sah
der Entwurf des Bundesrates die Moglichkeit zur Gewahrung von Ausnahmen aus
medizinischen Grinden, zu Erwerbs- und Bildungszwecken, zur AusUbung der
Glaubensfreiheit und zur Wahrnehmung von familiaren Verpflichtungen vor. Wahrend
die grosse Mehrheit der konsultierten RK-SR dieses Konzept unterstltzt hatte,
beantragte die Mehrheit der vorberatenden SiK-SR die Streichung aller
Ausnahmegriinde bis auf die medizinischen Griinde. Sie wollte der Offentlichkeit den
bestmdglichen Schutz vor gefahrlichen Personen bieten, denn Hausarrest komme
Uberhaupt erst in Frage, wenn von einer Person eine konkrete Gefahr ausgehe und
diese gegen mildere Massnahmen bereits verstossen habe. Eine Minderheit Dittli (fdp,
UR) beantragte hingegen, bei der bundesratlichen Version zu bleiben, da Ausnahmen
einerseits nur aus wichtigen Grinden gewahrt werden kénnten und somit kein
genereller Anspruch darauf bestehe und da andererseits der Verzicht auf diese
Méglichkeiten den Hausarrest einer Préventivhaft sehr nahe kommen lasse, was im
Hinblick auf die EMRK problematisch ware. Bundesratin Karin Keller-Sutter betonte,
dass der Hausarrest, um die Verhéaltnisméassigkeit zu wahren, die Kontakte zur
Aussenwelt und das soziale Leben nicht unnétig einschréanken dirfe und dass sie
Uberdies durch die Ausnahmen keine Sicherheitsllicken befurchte. Weiter sah der
Entwurf des Bundesrates vor, den Hausarrest auf maximal neun Monate zu begrenzen,
was auch eine Minderheit Juillard (cvp, JU) so handhaben wollte. Die
Kommissionsmehrheit  schlug ihrem Rat stattdessen eine  unbegrenzte
Verlangerungsmoglichkeit vor, mit dem Argument, die Massnahme musse so lange
aufrechterhalten werden kénnen, bis die betroffene Person nicht mehr gefahrlich sei.
Justizministerin Keller-Sutter erachtete die unbefristete Dauer jedoch als nicht
verhaltnismassig und wahrscheinlich auch nicht EMRK-konform. In beiden Fragen folgte
die Ratsmehrheit schliesslich den Minderheitsantréagen und liess es beim
bundesratlichen Entwurf bewenden.

Diskussionsbedarf bestand zum Zweiten noch bei der Frage, auf Personen welchen
Alters die praventiv-polizeilichen Massnahmen angewendet werden kénnen. Wahrend
der Bundesrat eine Altersgrenze von 15 Jahren flr den Hausarrest und von 12 Jahren fir
die Ubrigen Massnahmen vorgesehen hatte, beantragte eine Minderheit Zopfi (gp, GL),
die Grenze fur alle PMT-Massnahmen bei 18 Jahren festzulegen, blieb damit jedoch
chancenlos. Die Ratsmehrheit blieb auch hier bei der bundesratlichen Version, weil
durchaus auch Minderjahrige radikalisiert sein und terroristische Aktivitaten planen
oder ausfuhren kénnten, so die Argumentation der Justizministerin. Sie versicherte
gleichzeitig, dass bei Minderjahrigen in der Interessenabwéagung erzieherischen und
Kindesschutzmassnahmen  grundsatzlich ~ Vorrang vor  praventiv-polizeilichen
Massnahmen beigemessen werde.

In den grossen Streitpunkten auf der Linie des Bundesrates verbleibend hiess der
Standerat die Vorlage in der Gesamtabstimmung mit 35 zu 5 Stimmen bei 2
Enthaltungen gut und stimmte der Abschreibung diverser Vorstosse stillschweigend
ZU."
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 19.06.2020
KARIN FRICK

In der Sommersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit dem
Bundesgesetz iiber polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekéampfung (PMT). In der
langen Eintretensdebatte wurden die grundsatzlichen Fragen erortert, ob die
vorgesehenen Massnahmen mit den Menschenrechten vereinbar seien und ob es sie
Uberhaupt brauche. Wahrend die Fraktionen der Grlnliberalen, der Griinen und der
Sozialdemokraten beide Fragen entschieden verneinten, zeigte sich die burgerliche
Ratsseite sowohl von der Notwendigkeit als auch von der Vélkerrechtskonformitat des
Gesetzes vollkommen Uberzeugt. GLP-Nationalrdtin Katja Christ (glp, BS) beantragte
Nichteintreten, weil die Gesetzesvorlage die Schweiz nicht sicherer mache, sondern
den Rechtsstaat untergrabe. «Rund achtzig Nichtregierungsorganisationen sowie
namhafte Straf- und Volkerrechtler» seien sich darin einig, dass mit den geplanten
Massnahmen «eine Grenze Uberschritten» werde, nahm Christ auf die mediale
Diskussion im Vorfeld der Ratsdebatte Bezug und warnte pathetisch: «Die Freiheit
stirbt mit Sicherheit». Ins gleiche Horn blies Griinen-Vertreterin Marionna Schlatter (gp,
ZH), die das Geschéaft an den Bundesrat zurlickweisen wollte. Sie forderte, die unklare
Definition des Geféhrders musse Uberarbeitet werden, «denn weder Sie noch sonst
jemand kann das Gegenteil beweisen, wenn ihr oder ihm vorgeworfen wird, potenziell
gefahrlich zu sein.» Gerade die Grundrechte seien «unser starkstes Schutzschild» im
Kampf gegen den Terrorismus und sie hoffe deshalb, dass die &ffentliche Kritik der
Menschenrechtsbeauftragten des Europarats sowie der UNO-Sonderberichterstatter
«in diesem Saal etwas bewegt» habe. Dasselbe postulierte die Sozialdemokratin
Franziska Roth (sp, SO), die ebenfalls einen Rickweisungsantrag stellte. Das Gesetz
gefahrde «das, was wir eigentlich vor Terrorismus schitzen wollen, und das ist, gelinde
gesagt, Stumpfsinn», polterte sie. Der Bundesrat miusse die vorgeschlagenen
Massnahmen - insbesondere jene, die Kinder und Jugendliche betreffen, was «der
Schweiz nicht wurdig» sei - deshalb auf Vereinbarkeit mit der Bundesverfassung und
mit dem Volkerrecht sowie auf ihre Notwendigkeit prifen und einen Mitbericht der RK-
NR einfordern. Kommissionssprecher Mauro Tuena (svp, ZH) pladierte dagegen flr
Eintreten und gegen die Rickweisungen, denn die Verscharfungen seien angesichts der
terroristischen Bedrohungslage dringend notwendig. «Mit diesen Praventivmassnahmen
kénnen Menschenleben gerettet werden», appellierte er an das Ratsplenum. SVP-
Fraktionssprecher Jean-Luc Addor (svp, VS) erklarte, die Schweiz befinde sich
gegenlber dem Terrorismus in einer «Situation der legitimen Selbstverteidigung» und
dass Kinder von Terrorgruppen benutzt wirden, sei «eine traurige Realitat». Dass
internationale Menschenrechtsinstitutionen die Schweiz 6ffentlich kritisiert hatten,
oder in seinen Worten sich «mit mindestens zweifelhafter Legitimitat»> fur
«berechtigt» gehalten héatten, den Volksvertretern eines souveranen Staats «eine
Predigt zu halten» und ihnen zu «erklaren», was sie tun durften und was nicht,
bezeichnete er indes als «einigermassen originell». FDP-Sprecher Rocco Cattaneo (fdp,
TI) hob hervor, dass mit diesem Gesetz die kantonalen und kommunalen Polizeikorps
«endlich» die Moglichkeit erhielten, schnell zu reagieren. Alois Gmur (cvp, SZ) legte die
Position der Mitte-Fraktion so dar, dass es eben «gewisse Opfer» brauche, «wenn man
tatsachlich mehr Sicherheit will», worauf ihm SP-Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH) die
rhetorische Frage stellte, ob es dann nicht am sinnvollsten wére, «dass man alle Ménner
von 15 bis 50 Jahren préaventiv unter Hausarrest stellen wirde, um die Anzahl der
Delikte gegen Leib und Leben auf nahezu null zu reduzieren». Mit vielen Fragen
konfrontiert wurde auch Bundesratin Karin Keller-Sutter, die in ihrem Votum die
Notwendigkeit der Vorlage betonte und mehrfach bekraftigte, der Bundesrat habe die
Grundrechtsfragen «vertieft und sorgfaltig gepruft». Die international gedusserten
Bedenken teile sie nicht und erachte sie als «unbegrindet», erlauterte sie. Es handle
sich dabei um «eine politische Stellungnahme>, die aber «rechtlich nicht sehr prazis»
und eher «Ausdruck einer allgemeinen Sorge» gewesen sei.

Nach einem langen, veritablen Schlagabtausch zwischen dem beflirwortenden und dem
ablehnenden Lager trat der Nationalrat schliesslich mit 107 zu 84 Stimmen bei einer
Enthaltung auf das Geschaft ein. Die beiden Ruckweisungsantrage wurden mit 85 zu 106
Stimmen (1 Enthaltung) respektive 85 zu 105 Stimmen (2 Enthaltungen) abgelehnt. Es
standen sich dabei das links-grin-grinliberale und das burgerliche Lager jeweils
geschlossen gegenuber. In der Detailberatung brachte das links-griine Lager etliche
Minderheitsantrage zur Abschwéchung der Vorlage ein, die allesamt scheiterten.
Ebenso erfolglos blieb der einzige Anderungsantrag der Kommissionsmehrheit, die
einen neuen Artikel zur sogenannten gesicherten Unterbringung von Gefédhrdern (GUG)
einbringen wollte. Mit diesem Artikel koénnten «klar Leben gerettet werden»,
argumentierte Kommissionssprecher Tuena, wéahrend die Kommissionsminderheit um
Beat Flach (glp, AG) betonte, diese Massnahme sei nicht EMRK-konform. Auch nach
Ansicht des Bundesrates gehe eine solche Praventivhaft - im Gegensatz zum Hausarrest
als ultima ratio — «tatséchlich zu weit», weshalb der Bundesrat trotz Bitten der Kantone
ausdricklich auf die GUG verzichtet habe, wie die Justizministerin ausfiuhrte. Mit 113 zu
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MOTION
DATUM: 08.09.2020
CATALINA SCHMID

78 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgte der Nationalrat der Minderheit und lehnte die
Praventivhaft ab - dies, weil sich hier zusatzlich zur links-grinen Ratsseite auch die
grosse Mehrheit der FDP-Fraktion sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion zum Nein-
Lager gesellten. Somit nahm die grosse Kammer die inhaltlich unverédnderte Vorlage - es
wurden jedoch einige redaktionelle Anpassungen vorgenommen - in der
Gesamtabstimmung mit 111 zu 86 Stimmen ohne Enthaltungen an. Abgelehnt hatten das
Gesetz die geschlossenen Fraktionen der SP, der Griinen und der Grlnliberalen sowie
SVP-Nationalrat Pirmin Schwander (svp, $7). ™

Sowohl Bundesréatin Karin Keller-Sutter als auch Daniel Jositsch (sp, ZH) als Sprecher
der SiK-SR beantragten im Standerat die Ablehnung einer Motion der SVP-Fraktion zum
Umgang mit staatsgefahrdenden Personen. Sie argumentierten, dass eine Ausweisung
von Personen, welche die innere und aussere Sicherheit der Schweiz gefahrden, bereits
nach geltendem Recht méglich sei. Im Rahmen des von beiden Raten gutgeheissenen
Bundesgesetzes Uber polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekdmpfung (PMT)
wirden weitere Instrumente wie beispielsweise die Ausschaffungshaft fir
ausgewiesene Gefaéhrderinnen und Geféhrder eingefihrt, so die Justizministerin.
Darlber hinaus sei die Forderung nach einer Préventivhaft in Bezug auf die EMRK-
Konformitat problematisch. Eine Minderheit Salzmann (svp, BE) beantragte die
Annahme der Motion. Wie Salzmann im Stéanderatsplenum erklarte, sei es doch die
Pflicht des Parlaments, die Bevdlkerung vor terroristischen Anschlagen zu schitzen. Mit
den bestehenden Instrumenten sei dies préaventiv jedoch nicht mdglich, weshalb
weitere Massnahmen dringend noétig seien, um «die potenziellen Tater dingfest zu
machen». Dem Mehrheitsantrag folgend lehnte die Kantonskammer den Vorstoss in der
Herbstsession 2020 mit 30 zu 5 Stimmen ab. ™

1) AB SR, 2020, S. 70 ff.; Medienmitteilung SiK-SR vom 18.2.20; CdT, NZZ, TA, 10.3.20

2) AB NR, 2020, S. 986 ff.; CdT, LT, TA, TG, 17.6.20

3) AB NR, 2020, S. 1727 ff.; AB NR, 2020, S. 1955; AB SR, 2020, S. 1069 f.; AB SR, 2020, S. 669 ff.; AB SR, 2020, S. 991f.; BBI,
2020, S. 7891 ff.; NZZ, 23.9., 30.10.20

4) AB NR, 2020, S. 2084 f.; CdT, 31.10.20

5) AB SR, 2019, S. 187 ff.; Kommissionsbericht SPK-SR vom 12.2.2019

6) AB SR, 2019, S. 190 ff.; Kommissionsbericht SPK-SR vom 12.2.2019; CdT, LT, NZZ, 20.3.19

7) Positionspapier SOG vom 4.2.19; TG, 23.1.19; Lib, 24.1.19; NZZ, 6.2.19; LZ, TZ, 8.2.19; NZZ, SGT, 9.2.19; SGL, SGT, 13.2.19; AZ,
BaZ, CdT, SGL, SGT, TG, 15.2.19; AZ, SGT, SN, 18.2.19; AVF, 19.2.19; AZ, 25.2.19; AZ, BaZ, NZZ, SGL, 26.2.19; BaZ, 5.3.19; AZ,
6.3.19; TZ,12.3.19; Exp, 18.3.19; BaZ, 19.3.19; APZ, BaZ, QJ, 25.3.19; AZ, NZZ, SN, 26.3.19; NZZ, 27.3.19; QJ, TG, 28.3.19; LT, NZZ,
29.3.19; BU, 31.3.19; AZ, SGT, SN, TA, 1.4.19; LT, 2.4.19; BaZ, NZZ, TA, 3.4.19; 20LU, BaZ, TA, 5.4.19; So-Bli, SoZ, 7.4.19; LT, Lib,
TA, 8.4.19; AZ, SGT, 9.4.19; AZ, SGT, TG, URZ, 10.4.19; BaZ, LT, SN, TA, WW, 11.4.19; BaZ, Blick, NZZ, SGL, SGT, TA, 12.4.19; NZZ,
TA, 13.4.19; So-Bli, 14.4.19; LT, Lib, TA, TG, 15.4.19; CdT, 16.4.19; AZ, BaZ, Blick, NZZ, OWZ, SGT, SN, TA, 17.4.19; AZ, BaZ, Blick,
SGT, WW, WoZ, 18.4.19; AZ, CdT, Exp, NZZ, TA, TZ, 20.4.19; So-Bli, 21.4.19; BLZ, SN, 23.4.19; 20LU, BaZ, Blick, CdT, LT, NZZ, TA,
TG, 24.4.19; LT, TG, 25.4.19; AZ, CdT, ZGZ, 26.4.19; BaZ, CdT, NZZ, SN, TA, 27.4.19; AZ, 28.4.19; AZ, BaZ, TA, 29.4.19; CdT, TG,
30.4.19; SGT, TA, 1.5.19; CdT, 2.5.19; AZ, CdT, NZZ, SGT, TA, 3.5.19; BZ, BaZ, CdT, SGR, TA, 4.5.19; So-Bli, 5.5.19; AZ, Blick, SGT,
6.5.19; CdT, NZZ, SGT, 7.5.19; 20LU, Blick, CdT, Exp, TG, 8.5.19; BLZ, NZZ, SGL, 9.5.19; AZ, LT, Lib, NZZ,10.5.19; SGR, 11.5.19;
BaZ, LT, 15.5.19; TG, 17.5.19

8) BBI, 2019, S. 4985 ff.; NZZ, 27.4.,11.6.19; BaZ, 18.5.19; AZ, BaZ, LT, NZZ, SGT, SZ, TG, 20.5.19

9) Medienmitteilung SVS vom 16.5.19; Medienmitteilung SVS vom 28.3.19; Umsetzungsplan SVS Kantone

10) AB SR, 2019, S. 1106 ff.

11) AB SR, 2020, S. 83 ff.; Medienmitteilung SiK-SR vom 18.2.20; AZ, Blick, CdT, NZZ, 10.3.20

12) AB NR, 2020, S. 1099 ff.; AB NR, 2020, S. 113 ff.; AB NR, 2020, S. 1122 ff.; Blick, 18.6.20; AZ, CdT, LT, NZZ, 19.6.20; CdT, LT,
TA, 20.6.20; WoZ, 25.6.20

13) AB SR, 2020, S. 676; Bericht der SiK-SR vom 23.6.20
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